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Bremische Bürgerschaft 
Landtag 
21. Wahlperiode 
 
 
 
Anfragen in der Fragestunde der 35. Sitzung 
 
 
Anfrage 1: Schwarzfahren entkriminalisiert – sendet der Senat das falsche Sig-
nal? 
Anfrage der Abgeordneten Simon Zeimke, Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie rechtfertigt der Senat den Verzicht auf Strafanzeigen beim Schwarzfahren, ob-
wohl die Quote der ohne Fahrschein angetroffenen Fahrgäste in Bremen zuletzt wei-
ter gestiegen ist? 
 
2. Warum hält der Senat an diesem Modellversuch fest, obwohl er weder eine über-
zeugende ordnungspolitische Wirkung noch eine nachhaltige  
Entlastung für den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) nachweisen kann? 
 
3. Wie viele der Forderungen konnten seit Start des Modellversuchs tatsächlich zivil-
rechtlich eingeklagt, durchgesetzt und vollstreckt werden im Vergleich zu den vorheri-
gen fünf Jahren? 
 
Zu Frage 1: 
Der Gesetzgeber hat die Strafbarkeit der Beförderungserschleichung bewusst als re-
latives Antragsdelikt ausgestaltet und damit in die freie Entscheidung der Beförde-
rungsunternehmen bzw. ihrer Eigentümer gestellt. Der Senat hat für das kommunale 
Beförderungsunternehmen BSAG die vorläufige Abwägung getroffen, dass die durch 
die strafrechtliche Verfolgung der Beförderungserschleichung anfallenden, aus dem 
Haushalt zu tragenden, Kosten von ca. € 1 Mio. p.a. unverhältnismäßig sind, im Hin-
blick auf einen eher zweifelhaften Effekt hinsichtlich des tatsächlichen Ausgleichs 
des vertragsgemäß geschuldeten regulären Fahrtentgeltes. Der Einzug der geschul-
deten Vertragsstrafe (erhöhtes Beförderungsentgelt) ggf. auch im Wege der Zwangs-
vollstreckung steht der BSAG uneingeschränkt zur Verfügung. Diese, den Preis von 
nicht erworbenen Einzelfahrscheinen massiv übersteigenden, Forderungsansprüche 
dürften nach Ansicht des Senats geeignet sein, um von der Tatbegehung in Zukunft 
zurückzuschrecken. Da die konkurrierende Vollstreckung von Geldstrafen und (Straf-
)Verfahrenskosten entfällt, kann das pfändbare Vermögen der Schuldner vollständig 
der BSAG zufließen. 
 
Zu Frage 2: 
Ziel der Maßnahme war nicht die finanzielle Entlastung des ÖPNV, sondern die des 
Gesamthaushaltes, ob eine solche, wie prognostiziert, eintritt, wird die Auswertung 
zum Ende des Modellversuches ergeben. Üblicherweise werden vereinbarte Vertrags-
trafen nicht flankiert durch doppelsanktionierende, hoheitliche Ordnungswidrigkeiten- 
oder Straftatbestände, insoweit stellt der Verzicht auf Strafanzeigen einen kohärente 
Ordnungsrahmen dar.  
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Zu Frage 3: 
Eine direkte Auswertung dazu, wie viele Forderungen seit Start des Modellversuchs 
zivilrechtlich eingeklagt, durchgesetzt und vollstreckt wurden, liegt nicht vor. Hinter-
grund ist insbesondere, dass Zahlungseingänge aufgrund fehlerhafter oder unvoll-
ständiger Verwendungszwecke nicht immer einzelnen Fällen mit erhöhtem Beförde-
rungsentgelt (EBE) zugeordnet werden können, insbesondere wenn eine Person meh-
rere EBE-Fälle aufweist. 
 
Die Einzahlungen je EBE betrugen im Jahr 2021 € 20,71, im Jahr 2022 € 19,98, im 
Jahr 2023 € 21,32, im Jahr 2024 € 20,37, im Jahr 2025 € 17,06 und im Jahr 2026 
bis einschließlich Mai € 23,86.  
 
Der Senat befindet sich mit der BSAG zur weiteren Optimierung des Forderungsma-
nagements im Austausch. 
 
 
Anfrage 2: Wann kommt die Freihafenzone für das ehemalige MWB-Gelände in 
Bremerhaven? 
Anfrage der Abgeordneten Thorsten Raschen, Christine Schnittker, Dr. Wiebke 
Winter und Fraktion der CDU 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wann wurde vom wem beim Zoll die Ausweitung der Freihafenzone auf das durch 
die BLG genutzte, ehemalige MWB-Gelände an der Barkhausenstraße in Bremer-
haven beantragt, in welchem Bearbeitungsstadium befindet sich der Antrag, und 
wann ist mit einer Entscheidung beziehungsweise Umsetzung zu rechnen 
 
2. Welche Verfahrensdauer hält der Senat in einem solchen Fall grundsätzlich für an-
gemessen, und inwiefern sieht er Möglichkeiten, gegenüber dem Zoll beziehungs-
weise dem Bundesministerium für Finanzen auf eine beschleunigte Bearbeitung des 
Antrags hinzuwirken? 
 
3. Welche Auswirkungen haben der fehlende Freihafenstatus sowie die derzeitige 
LKW-Routenführung von und zu dem Gelände auf die Verkehrssituation in der Innen-
stadt von Bremerhaven, und wie bewertet der Senat diese Situation? 
 
Der Antrag auf Erweiterung der Freizone Bremerhaven 2025 hat folgenden Hinter-
grund: 
Die Erweiterung der Freizone soll erfolgen, um das Betriebsgelände der BLG LOGIS-
TICS GROUP AG & Co. KG im Kaiserhafen – welches in den Kernbereichen seit Lan-
gem fester Bestandteil der Freizone ist – mit dem zusätzlich angemieteten Gelände 
an der Barkhausenstraße (MWB-Gelände) zu verbinden. Die Möglichkeit einer seesei-
tigen Be- und Entladung und Bearbeitung der Waren ist in unmittelbarer logistischer 
Verbindung der Flächen zueinander notwendig, um wirtschaftlich arbeiten zu können. 
Aktuell sind beide Geländeteile vollständig unabhängig voneinander ohne direkte 
Verbindung, ein Teil liegt innerhalb des Freihafens, der BLG-Südhafen außerhalb. Die 
direkte logistische Verbindung der beiden Betriebsgelände wird somit auch zu einer 
Verkehrsentlastung auf der Straße führen, denn dann werden die Fahrten über die 
Barkhausenstraße zu großen Teilen durch betriebsinterne Verkehre ersetzt werden 
können. Zudem ist die Erweiterung notwendig, um den vorgeschriebenen Abstand 
zum Zollzaun einzuhalten.  
Die betroffene Fläche soll der Freizone zugeschlagen werden, um sie zur logistischen 
Behandlung von Fahrzeugen und High & Heavy Anlagen innerhalb der Freizone zu 
nutzen.  
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Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet: 
Die Senatorin für Wirtschaft, Häfen und Transformation (SWHT) hat im September 
2025 einen entsprechenden Antrag auf „Erweiterung der Freizone Bremerhaven 
2025“ beim zuständigen Hauptzollamt gestellt. Im Oktober 2025 wurde der Antrag 
vom Hauptzollamt über die Generaldirektion Zoll an das Bundesministerium der Fi-
nanzen zur Bearbeitung weitergegeben. Das Ressort SWHT hat regelmäßig zum 
Stand der Bearbeitung beim Hauptzollamt nachgefragt. So hat das Ressort z.B. im 
April 2026 u.a. zu diesem Thema einen Austausch mit dem Zoll und der Generaldi-
rektion initiiert. Es wurde explizit zum aktuellen Stand der geplanten Freizonen-Erwei-
terung im Bereich Kaiserhafen I (Südhafen) nachgefragt. Der Zoll geht derzeit davon 
aus, dass das beim Bundesministerium der Finanzen laufende Antragsverfahren im 
Herbst diesen Jahres zum Abschluss kommen wird. Konkret geht es um eine Verord-
nung, die im Zuge eines Artikelgesetztes durch das Bundeskabinett beschlossen wer-
den wird. Dazu läuft momentan die Ressortabstimmung auf Bundesebene.  
Die Dauer von ca. einem Jahr für die Bearbeitung durch das Bundesfinanzministe-
rium war den beteiligten Stellen bekannt. Das Verfahren unterliegt den normalen Ab-
läufen der Bundesverwaltung und kann seitens Bremen oder durch das Hauptzollamt 
nicht weiter beschleunigt werden. Den Beteiligten beim Zoll und der Generaldirektion 
ist die hohe Bedeutung und auch die zeitliche Erwartung unseres Ressorts gut be-
kannt und es werden im Moment keine nennenswerten „Stolpersteine“ gesehen, die 
den Abschluss des Verfahrens verzögern würden. 
 
Zu Frage 3: 
Der derzeit noch fehlende Freihafenstatus führt dazu, dass das BLG-Südhafen Be-
triebsgelände derzeit verkehrslogistisch vollkommen unabhängig vom sonstigen Ha-
fenbereich agieren muss und sämtliche LKW Zu- und -Anführungen ausschließlich 
über die Barkhausenstraße abgewickelt werden können. Erst die Erweiterung der Frei-
zone führt zu einer direkten Verkehrsverbindung der beiden Flächen, die dann über 
eine unmittelbare Fahrtbeziehung entlang des Übergangsbereiches vom Kaiserhafen 
I zum Kaiserhafen II verfügen werden. Vorgesehen ist seitens der BLG, diese Verbin-
dung dann primär zu nutzen, um die Barkhausenstraße von unnötigen LKW-Verkehren 
zu entlasten. Diese angestrebte verkehrliche Entlastung wird durch den Senat außer-
ordentlich positiv bewertet, weshalb das Ressort SWHT den Antrag auf Erweiterung 
der Freizone gestellt hat.  
 
 
Anfrage 3: Inklusion auf dem ersten Arbeitsmarkt – Anspruch und Wirklichkeit 
im öffentlichen Dienst Bremens 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie hat sich die Schwerbehindertenquote gemäß § 154 Neuntes Buch Sozialge-
setzbuch (SGB IX) in den vergangenen fünf Jahren bis heute im Land Bremen insge-
samt sowie differenziert nach öffentlichem Dienst und Privatwirtschaft entwickelt? 
 
2. Welche Gründe erkennt der Senat für die Entwicklung im öffentlichen Dienst? 
 
3. Welche positiven Effekte hat die gesetzliche Erhöhung der Ausgleichsabgabe seit 
dem 1. Januar 2025 auf die Beschäftigungsquote in der Privatwirtschaft erzielt? 
 
Zu Frage 1: 
Die Beschäftigungsquote schwerbehinderter Menschen im Land Bremen im öffentli-
chen Dienst belief sich im Jahr 2021 auf 6,21 %, im Jahr 2022 auf 5,28 %, im Jahr 
2023 auf 5,26 % und im Jahr 2024 auf 5,24 %. Für die Zeiträume ab 2025 liegen 
noch keine Daten vor. 
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Die Beschäftigungsquote schwerbehinderter Menschen im Land Bremen in der Pri-
vatwirtschaft belief sich im Jahr 2021 auf 3,8 %, im Jahr 2022 auf 3,7 %, im Jahr 
2023 auf 3,7 % und im Jahr 2024 auf 4,1 %. Für die Zeiträume ab 2025 liegen noch 
keine Daten vor. 
 
Zu Frage 2: 
Die Entwicklung der Beschäftigungsquote schwerbehinderter Menschen im öffentli-
chen Dienst wird von verschiedenen Faktoren beeinflusst. Hierzu zählen insbesondere 
Veränderungen der Beschäftigtenstruktur, demografische Entwicklungen sowie Verän-
derungen der Anforderungen an Arbeitsplätze und Qualifikationsprofile im Zuge der 
Digitalisierung. Gleichzeitig berichten die zuständigen Stellen von steigenden Antei-
len junger Menschen mit Lern- und psychischen Behinderungen, für die sich der 
Übergang in Ausbildung und Beschäftigung teilweise schwieriger gestaltet. Eine ein-
deutige Zuordnung des Rückgangs der Beschäftigungsquote zu einzelnen Ursachen 
ist jedoch nicht möglich. 
 
Zu Frage 3: 
Die Auswirkungen der zum 1. Januar 2025 erhöhten Ausgleichsabgabe auf die Be-
schäftigung schwerbehinderter Menschen in der Privatwirtschaft können derzeit noch 
nicht bewertet werden. Die hierfür maßgeblichen Beschäftigungsquoten für das Jahr 
2025 liegen bislang nicht vor. 
 
 
Anfrage 4: Mobile Blitzeranhänger: Anzahl, Einsatzpraxis und Beitrag zur Ver-
kehrssicherheit 
Anfrage der Abgeordneten Kevin Lenkeit, Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele sogenannte Enforcement Trailer (Blitzeranhänger) sind im Land Bremen 
(Stand April 2026) im Einsatz, seit wann werden diese jeweils eingesetzt, und an wel-
chen Standorten beziehungsweise Straßenabschnitten wurden sie seit der Inbetrieb-
nahme schwerpunktmäßig eingesetzt? 
 
2. Welche Erfahrungen gibt es seit der Einführung der Blitzeranhänger mit deren fle-
xiblem und längerfristig autonomen Einsatz – etwa hinsichtlich der Erreichbarkeit bis-
her schwer zu messender Streckenabschnitte? 
 
3. In welcher Gesamthöhe wurden seit Inbetriebnahme der „Enforcement Trailer“ im 
Land Bremen Bußgelder wegen Geschwindigkeitsüberschreitungen mittels dieser An-
hänger verhängt, wie viele Verstöße wurden dabei insgesamt registriert, und welche 
Rückschlüsse zieht der Senat aus diesen Zahlen für die Entwicklung der Verkehrssi-
cherheit an den Einsatzorten – insbesondere mit Blick auf Geschwindigkeitsniveau 
und Unfallgeschehen? 
 
Zu Frage 1: 
Die Polizei Bremen betreibt aktuell drei Enforcement-Trailer. Der erste Enforcement-
Trailer wurde im Juni 2024, der zweite im Mai 2025 und der dritte im Februar 2026 
in Betrieb genommen. Schwerpunktmäßig werden die Trailer auf den Bundesautobah-
nen, den Bundesstraßen und den großen Einfahrtstraßen in Bremen eingesetzt. Es 
wird kontinuierlich betrachtet, inwieweit ein weiterer Enforcement-Trailer vor Hinter-
grund von Aufstellmöglichkeiten mit einem Hänger und personellen und organisatori-
schen Abläufen wirkungsvoll angeschafft werden kann. 
 
Zu Frage 2: 
Die Systeme sind grundsätzlich in der Lage, bis zu 10 Tage autark an einer Messstelle 
zu verbleiben. In der polizeilichen Praxis hat sich allerdings gezeigt, dass ein Stand-
ortwechsel im Verlauf einer Einsatzwoche sinnhaft ist.  
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Die Enforcement-Trailer zeigen eine eingeschränkte Aufstellbarkeit, da die Mess-
plätze u.a. mit einem Pkw und Anhänger befahrbar sein müssen. Die Messplätze wer-
den daher nicht spontan ausgewählt, sondern sorgsam vorgeplant.  
 
Zu Frage 3: 
Die drei Enforcement-Trailer der Polizei Bremen haben bis zum Stichtag 22. Mai 
2026 rund 84.000 Ordnungswidrigkeitenverfahren mit erwarteten Gesamteinnahmen 
in Höhe von über 2,6 Millionen Euro eingeleitet.  
Insgesamt ergänzen die drei Enforcement-Trailer die bestehenden Verkehrsüberwa-
chungsmaßnahmen sehr gut und leisten einen erheblichen Beitrag zur Verkehrssi-
cherheit. Eine vertiefte Wirkungsanalyse kann jedoch erst in zwei bis drei Jahren wirk-
sam durchgeführt werden. 
 
 
Anfrage 5: Süße Gefahr? Slush-Eis mit Glycerin als Gesundheitsrisiko für Kin-
der 
Anfrage der Abgeordneten Ute Reimers-Bruns, Heike Kretschmann, Derik Ei-
cke,  
Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat die Gefährdung von Kindern im Land Bremen durch glyce-
rinhaltige Slush-Eis-Produkte, die oft Glycerin enthalten, das laut Bundesinstitut für 
Risikobewertung bereits in kleinen Mengen bei Kindern Übelkeit, Erbrechen und Be-
wusstlosigkeit auslösen kann? 
 
2. Hat die Bremer Lebensmittelüberwachung bereits eigene Kontrollen bei Slush-Eis 
durchgeführt, und wenn ja, was waren die Ergebnisse? Wenn nein, sind diese ge-
plant? 
 
3. Wie bewertet der Senat, dass Großbritannien und Irland bereits Warnhinweise auf 
glycerinhaltigen Slush-Eis-Produkten vorschreiben und die Abgabe an Kinder begren-
zen, und sieht er Handlungsbedarf, sich auf Bundesebene für ähnliche Regelungen 
einzusetzen? 
 
Zu Frage 1:  
Der Senat teilt die Sorge und Bedenken bezüglich des Glyceringehaltes in Slush-Eis-
Produkten. Die Beurteilung des Bundesinstituts für Risikobewertung zeigt, dass be-
reits eine Portion von 200ml dieses Getränkes bei Kindern zu Kopfschmerzen, Übel-
keit und Durchfall führen kann.   
 
Zu Frage 2:  
Die Lebensmittelüberwachung des LMTVet Bremen hat in den Jahren 2024 und 2025 
insgesamt 12 Proben Sirup bzw. Slush-Eis entnommen; davon waren 7 Proben auf-
grund ihres hohen Glyceringehaltes auffällig.  
Da derzeit für die Verwendung von Glycerin in Lebensmitteln noch keine Höchst-
menge festgelegt ist und es noch eingesetzt werden kann wie nötig, konnten keine 
Beanstandungen ausgesprochen werden.  
Die Prüfergebnisse wurden jedoch zum Anlass genommen auf Bremer Hersteller zu-
zugehen und herstellerseitig Maßnahmen zur Rezepturanpassung und Kundeninfor-
mation einzuleiten.  
Aufgrund von möglichen Gefahren, die bei einem vermehrten Verzehr von glycerinhal-
tigen Slush-Eis-Produkten, vor allem bei kleinen Kindern, bestehen könnten, wurden 
herstellerseitig im Rahmen der Produktspezifikation entsprechende Hinweise bereit-
gestellt und für die Kunden des Herstellers Informationen über mögliche Risiken für 
Kinder sowie Alters- und Verzehrempfehlungen beigelegt.  
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Der LMTVet führte im oben genannten Zeitraum zudem vier Kontrollen bei Bremer 
Betrieben durch, die Slush-Eis an Verbrauchende abgeben, um das Vorhandensein 
der Kennzeichnung in Form einer Verbraucherinformation zu prüfen. Bei drei der vier 
kontrollierten Betriebe waren die Verbraucherinformationen nicht zufriedenstellend.   
Für 2026 sind insgesamt 20 Probenahmen zu glycerinhaltigen Slush-Eis-Produkten 
und glycerinhaltigem Slush-Eis-Sirup durch den LMTVet Bremen im Jahresproben-
plan vorgesehen. 
 
Zu Frage 3:  
Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz hat sich letztes Jahr, als 
die Problematik bekannt wurde und die Beurteilung des Bundesinstituts für Risikobe-
wertung veröffentlicht wurde, sofort mit der Problematik beschäftigt und sich auf Bun-
desebene für eine einheitliche Beurteilung eingesetzt. Auch wurde von der senatori-
schen Behörde auf der Sitzung der Länderarbeitsgruppe Lebensmittel und Bedarfs-
gegenstände der TOP „Glycerin in zuckerfreien Slush-Eis Produkten“ eingereicht. Der 
TOP wurde von den Bundesländern angenommen und bildet nun die Grundlage für 
die ländereinheitliche Bewertung von Glycerin in Slush-Eis-Produkten, solange keine 
EU-weit rechtlichen Vorgaben bestehen.  
Zudem wurde im TOP unter anderem folgender Beschluss bezüglich eines Warnhin-
weises gefasst:  
Um die sichere Verwendung von Slush-Eis mit solch hohem Gehalt an Glycerin durch 
Verbraucher zu gewährleisten, ist ein Warnhinweis zwingend erforderlich. Der Warn-
hinweis muss beginnend vom Hersteller des Grundstoffes bis zur Abgabe des Slush-
Eises an den Verbraucher vorhanden sein. Der Warnhinweis muss vom Verbraucher 
klar als Sicherheitshinweis wahrgenommen werden, zum Beispiel durch Positionie-
rung oder Hervorhebung. Es muss erkennbar sein, dass je nach Glyceringehalt, der 
Verzehr durch Kinder unter 4 Jahren nicht vorgesehen ist. Zudem sind Angebote zum 
Wiederauffüllen oder die Abgabe in großen Portionen auszuschließen 
Des Weiteren wurde das Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Hei-
mat gebeten, sich auf europäischer Ebene für einen Grenzwert von Glycerin in Slush-
Eis einzusetzen. 
 
 
Anfrage 6: Teilhabe nach Kassenlage? Die Kürzungspläne des Bundes und die 
Folgen für Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Sahhanim Görgü-Philipp, Dr. Emanuel Herold  
und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat die Kürzungspläne des Bundes bei der Eingliederungshilfe, 
und sieht er darin eine direkte Gefahr für das gesetzliche Wunsch- und Wahlrecht von 
Menschen mit Behinderungen? 
 
2. Verletzen diese angedachten Einschränkungen bei der persönlichen Unterstützung 
aus Sicht des Senats das Recht auf Selbstbestimmung, das in der UN-Behinderten-
rechtskonvention klar garantiert wird? 
 
3. Wie setzt sich der Senat dafür ein, die Kürzungspläne auf Bundesebene zu stop-
pen, damit der Bund seiner sozialen Verantwortung gerecht wird und diese nicht al-
lein den Ländern und Kommunen aufbürdet?  
 
Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet: 
Aktuell liegen keine konsolidierten Kürzungspläne des Bundes vor. Die Senatorin für 
Arbeit, Soziales, Jugend und Integration hat sich aktiv an dem vom Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales initiierten Dialogprozess Eingliederungshilfe beteiligt. 
Dieser Prozess wird mit Empfehlungen abgeschlossen. Das gesetzliche Wunsch- und 
Wahlrecht bleibt entsprechend der Empfehlungen bestehen. 
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Aktuell gibt es keine konsolidierten Einschränkungen bei der persönlichen Unterstüt-
zung. Insofern ist auch das Recht der Selbstbestimmung nicht beeinträchtigt. 
 
Zu Frage 3: 
Im Rahmen des Dialogprozesses Eingliederungshilfe fand ein intensiver fachlicher 
Austausch statt, an dem sich Bremen aktiv beteiligt hat. Von Seiten des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales wurden in diesem Verfahren keine Kürzungspläne vor-
gestellt. Die gemeinsam erarbeiteten Empfehlungen zu den Themenclustern Leistun-
gen, Verwaltungsverfahren, Vertragsrecht und Steuerung beinhalten v.a. rechtliche 
Klarstellungen und können das Verwaltungshandeln vereinfachen. Darüber hinaus ha-
ben alle Länder in diesem Prozess deutlich gemacht, dass eine stärkere finanzielle 
Entlastung durch den Bund unabdingbar ist. Hierüber konnte aber keine Einigkeit er-
zielt werden. 
 
 
Anfrage 7: Klassenfahrten für Alle 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Franziska Tell, Sahhanim Görgü-Philipp, 
Dr. Emanuel Herold und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat die Umsetzung der Rahmenleistungsvereinbarung zur 
Schulbegleitung (Mitteilung Nummer 223/2025), wonach eine monatliche Pauschale 
alle Kosten abgelten soll, die für Assistenzkräfte bei mehrtägigen Klassenfahrten ent-
stehen? 
 
2. Sind dem Senat Fälle bekannt, in denen Kinder mit Assistenzbedarf nicht an Klas-
senfahrten teilnehmen konnten, und falls ja, welche Ursachen für eine Nichtteilnahme 
gab es?  
 
3. Wie stellt der Senat sicher, dass Kinder mit besonderem Assistenzbedarf – etwa 
Kinder im nicht verbalen Autismus-Spektrum oder Kinder mit Diabetes, die nachts 
auf Betreuung angewiesen sind – gleichberechtigt an Klassenfahrten teilnehmen kön-
nen, und wer ist in solchen Fällen verbindlicher Ansprechpartner für Schulen? 
 
Zu Frage 1: 
Mit der neuen Rahmenleistungsvereinbarung entfiel die gesonderte Beantragung von 
Klassenfahrten für Assistenzkräfte. Statt mindestens 8 Wochen vor Klassenfahrtbe-
ginn die genauen Zeiten, Kosten und Sachmittel aufzulisten und einzureichen, erhal-
ten Leistungserbringer, die im Land Bremen im Bereich der persönlichen Assistenz 
nach § 112 SGB IX oder im Bereich der Schulbegleitung nach § 35a SGB VIII tätig 
sind, mit dem monatlichen Kostensatz eine Pauschale für Tagesausflüge oder Klas-
senfahrten, mit der alle damit verbundenen Kosten abgedeckt sind. Dieses Verfahren 
führt zu einer Vereinfachung der Planung auf allen Seiten, da sowohl für Schulen als 
auch für die Leistungserbringer die Teilnahme der Assistenzen an den Klassenfahrten 
klargestellt und finanziell abgesichert ist. Der Senat bewertet diese Neuregelung po-
sitiv. 
 
Zu Frage 2: 
Dem Senat sind aktuell 2 Fälle bekannt, in denen Kinder mit Assistenzbedarf nach § 
112 SGB IX oder einem sonderpädagogischen Förderbedarf GE nicht an einer Klas-
senfahrt teilnehmen konnten. Im ersten Fall wollten die Eltern nicht, dass das Kind an 
der Klassenfahrt teilnimmt. Im zweiten Fall war Grund für die Nichtteilnahme an der 
Klassenfahrt eine Kombination aus mehreren krankheitsbedingten Langzeitausfällen 
im Team der Schule und einer hohen Anzahl an vorangegangenen Fehltagen des be-
troffenen Kindes.  
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Zu Frage 3: 
Die genannte Pauschale und die damit verbundene finanzielle Absicherung der Mehr-
kosten für Klassenfahrten führt zu einer besseren Teilhabe von Schüler:innen mit ei-
nem Assistenzbedarf nach § 112 SGB IX oder einer Schulbegleitung nach § 35a SGB 
VIII an Klassenfahrten. Durch die Pauschale kann der Leistungserbringer auch eine 
Nachtwache für Schüler:innen sicherstellen, soweit die Bedarfe der Schüler:innen dies 
tatsächlich erforderlich machen. Die verbindlichen Ansprechpartner für Schulen sind 
die jeweiligen Eingliederungshilfeträger gemäß Sozialgesetzbuch, bei denen die El-
tern den jeweiligen Antrag gestellt haben.   
 
 
Anfrage 8: Sparen auf dem Rücken von Familien: Die Pläne des Bundes beim 
Unterhaltsvorschuss 
Anfrage der Abgeordneten Sahhanim Görgü-Philipp, Dr. Solveig Eschen, 
Dr. Emanuel Herold und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat die Pläne des Bundes, den Unterhaltsvorschuss einzu-
schränken, und sieht er darin eine direkte Gefahr für die soziale Absicherung von Al-
leinerziehenden und ihren Kindern in Bremen? 
 
2. Inwiefern teilt der Senat die große Sorge, dass diese geplanten Verschärfungen 
durch den Bund das gemeinsame Ziel, Kinderarmut wirksam zu bekämpfen, massiv 
zurückwerfen werden? 
 
3. Mit welchen Schritten wehrt sich der Bremer Senat auf Bundesebene gegen diese 
Kürzungspläne, damit der Bund seine finanzielle Verantwortung nicht einfach auf die 
Kommunen und die betroffenen Familien abwälzt? 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet: 

Der Unterhaltsvorschuss ist ein zentrales sozialpolitisches Instrument zur Unterstüt-
zung von Alleinerziehenden und deren Kindern. Alleinerziehende sind bereits jetzt ei-
nem überdurchschnittlichen Armutsrisiko ausgesetzt. Einschränkungen oder Kürzun-
gen beim Unterhaltsvorschuss würden die Lebenssituation von Alleinerziehenden und 
ihren Kindern weiter verschlechtern. Dies birgt die Gefahr, dass bestehende Armuts-
lagen verfestigt oder sogar verschärft werden, insbesondere zulasten der Kinder, de-
ren gesellschaftliche Teilhabe und Entwicklungsmöglichkeiten dadurch erheblich ein-
geschränkt würden. 

Der Unterhaltsvorschuss dient dazu, den gesetzlichen Unterhaltsanspruch von Kin-
dern abzusichern, wenn der unterhaltspflichtige Elternteil seinen Verpflichtungen 
nicht oder nicht vollständig nachkommt. Er trägt damit wesentlich dazu bei, die finan-
zielle Situation betroffener Familien zu stabilisieren und Kindern gesellschaftliche 
Teilhabe sowie gute Entwicklungs- und Bildungschancen zu ermöglichen. 

Im Übrigen kommentiert der Senat laufende Beratungen zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen über die Reform von Gesetzen nicht öffentlich. In dem Prozess sind ver-
schiedene Überlegungen und Anregungen gesammelt worden, die sich fortlaufend 
verändern, bisher gibt es keinen abgestimmten Vorschlag der Bundesregierung, zu 
dem sich der Senat verhalten könnte. Der Senat wird sich eine Meinung bilden, wenn 
Ergebnisse aus den Beratungen in Form von finalen Vorschlägen vorliegen.  
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Anfrage 9: Warum will der Senat große Wohnheime für Menschen mit Behinde-
rung? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie begründet der Senat die Vereinbarkeit der geplanten Änderung der Bau-ver-
ordnung des Bremischen Wohn- und Betreuungsgesetzes mit den Vorgaben der UN-
Behindertenrechtskonvention, insbesondere dem Recht auf selbstbestimmtes Woh-
nen? 
 
2. Aus welchen Gründen wird die Ausweitung auf bis zu 80 Plätze verfolgt, obwohl 
sich der Senat im Landesaktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention ausdrücklich zur Ambulantisierung von Wohnangeboten bekannt hat? 
 
3. Wie bewertet der Senat die Kritik des Landesbehindertenbeauftragten sowie von 
Verbänden und Trägern, wonach die geplante Änderung menschenrechtlichen Vorga-
ben widerspreche und Sonderwelten entstünden, und welche Erkenntnisse liegen vor, 
wie sich große Wohnkomplexe auf Selbstbestimmung, Teilhabe und Integration aus-
wirken? 
 
Vorab ist festzustellen, dass die Bauverordnung nach dem Bremischen Wohn- und 
Betreuungsrecht in Bezug auf die Platzzahlobergrenze für besondere Wohnformen 
der Eingliederungshilfe nicht geändert wird. Es bleibt somit bei einer Obergrenze von 
24 Plätzen.  
 
Zu Frage 1: 
Wie bereits in der Vorbemerkung dargestellt, bleibt es in der Bauverordnung nach 
dem Bremischen Wohn- und Betreuungsrecht in Bezug auf die Platzzahlobergrenze 
für besondere Wohnformen der Eingliederungshilfe bei einer Obergrenze von 24 Plät-
zen.  
 
Zu Frage 2: 
Der Senat bekennt sich ausdrücklich zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention. Er verweist auf den zweiten Landesaktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK, 
welcher in der Sitzung am 8. Juli 2025 beschlossen worden ist. Der Landesaktions-
plan enthält zahlreiche Maßnahmen in verschiedenen Handlungsfeldern, u.a. die Fort-
setzung der Ambulantisierung selbstbestimmten Wohnens.  
 
Zu Frage 3: 
In der Diskussion um eine mögliche Änderung des Bremischen Wohn- und Betreu-
ungsgesetzes wurden der Landesbehindertenbeauftragte sowie zahlreiche Verbände 
und Träger angehört. Im Ergebnis waren die Argumentationslinien und die Abwägung 
wichtige Impulse. Der Senat verfolgt nicht das Ziel, Großeinrichtungen für Menschen 
mit Behinderungen zu schaffen. 
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Anfrage 10: Welche Auswirkungen hat die mangelnde Einsatzbereitschaft beim 
SEK für die innere Sicherheit? 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Marcel Schröder, Thore Schäck und Fraktion der 
FDP 
vom 13. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie lange ist das Spezialeinsatzkommando (SEK) Bremen schon nicht mehr außer-
halb der regulären Tageszeit voll einsatzbereit, und wie schätzt der Senat das Sicher-
heitsrisiko für Bremen ein, wenn das SEK abends nicht mehr verlässlich rufbereit ist? 
 
2. Stimmt es, dass die Zahl der SEK-Einsätze in den vergangenen Jahren gestiegen 
ist und wenn ja: Wie konnte es trotz des steigenden Bedarfs dazu kommen, dass das 
SEK abends nicht mehr voll einsatzfähig ist? 
 
3. Welche Maßnahmen trifft der Senat um die Einsatzbereitschaft des SEK wieder 
vollständig zu gewährleisten? 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet: 
Das Spezialeinsatzkommando der Polizei Bremen ist uneingeschränkt einsatzbereit. 
Daneben sind nach den Einsatzkonzeptionen der Polizei Bremen und der OPB Bre-
merhaven auch die Einsatzkräfte von durchgehend besetzten Dienststellen befähigt, 
bereits vor dem Eintreffen von Spezialeinheiten in besonderen Einsatzlagen zu inter-
venieren. 

Die Einsatzanforderungen an das SEK sind in den letzten fünf Jahren um knapp 20 % 
gestiegen. 

Soweit in der Frage auf die zeitliche Verfügbarkeit abgestellt wird, befindet sich die 
Polizei Bremen derzeit in einer Neuorganisation des Dienstplanes des SEK. Seit dem 
1. Oktober 2025 besteht aufgrund gesetzlicher Vorgaben keine Rufbereitschaft im 
hergebrachten Sinne mehr. Dennoch waren bislang in sämtlichen Alarmierungen spe-
zialisierte Kräfte mit den erforderlichen Kompetenzen verfügbar.  

Nach erfolgter Beschlussfassung des Senats am 23. Juni wird die Senatorin für Inne-
res und Sport zügig eine konkretisierende Verwaltungsvorschrift erlassen. Danach 
wird entschieden, in welcher Form der Dienstplan des SEK gestaltet wird. 

 
Anfrage 11: Integrationskurse vor dem Aus: Was bedeutet das für Bremen und 
Bremerhaven? 
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, Cindi Tuncel, Dariush Hassanpour,  
Nelson Janßen und Fraktion Die Linke 
vom 19. Mai 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele Personen werden ab wann von der Kürzung der Integrationskursmittel 
durch die Bundesregierung betroffen sein (bitte nach Bremen und Bremerhaven und 
Personenkreis nach Aufenthaltsstatus differenzieren)? 
 
2. In welcher Höhe werden Mittel in Bremen und Bremerhaven für Integrationskurse 
im Vergleich zum jetzigen Stand nicht mehr zur Verfügung stehen? 
 
3. Wie viele Integrationskurse bei welchen Trägern mit wie vielen Beschäftigten/Ho-
norardozent:innen werden voraussichtlich nicht mehr von Bundesmitteln finanziert 
werden? 
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Zu Frage 1: 
Die Zulassungszahlen für die Integrationskurse erhebt das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge in seiner Integrationskursgeschäftsstatistik. Der aktuelle Zulassungs-
stopp des BAMF bezieht sich auf Teilnahmen nach § 44 Absatz 4 AufenthG und be-
trifft insb. Asylbewerber:innen, Geduldete (§ 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG), geflüch-
tete Menschen aus der Ukraine sowie EU-Bürger:innen. Basierend auf den Zahlen aus 
2025 ist davon auszugehen, dass im Land Bremen ca. 2.060 Personen vom Zulas-
sungstopp durch das BAMF betroffen sein werden (rd. 1800 in Bremen und rd. 260 in 
Bremerhaven). Dies macht einen Anteil von über 40 Prozent aller 2025 im Land Bre-
men ausgesprochenen Zulassungen aus.  
Von den ca. 2.060 betroffenen Personen im Land Bremen sind 431 EU-Bürger:innen 
und 181 Ukrainer:innen. Letztere können aktuell eine Verpflichtung über das Jobcen-
ter erhalten, wenn sie SGB II beziehen.  
 
Zu Frage 2: 
Für das Jahr 2026 stehen im Bundeshaushalt rund 1,06 Mrd. Euro für Integrations-
kurse zur Verfügung. Damit liegt der Haushaltsansatz unter dem aus dem Jahr 2025 
i.H.v. rd. 1,33 Mrd. Euro. Wie die Mittel für Integrationskurse verteilt werden, hängt von 
der Anzahl der Unterrichtseinheiten und Teilnehmenden ab. Es werden die tatsäch-
lich entstandenen Kosten pro Kurs abgerechnet. Infolge des Zulassungsstopps be-
richten Integrationskursträger von einer sinkenden Nachfrage: Geplante Kurse wer-
den abgebrochen oder müssen mit weniger Teilnehmenden als geplant durchgeführt 
werden. Die Höhe der dadurch für das Land Bremen nicht mehr zur Verfügung ste-
henden Mittel lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht beziffern. Die tatsächli-
chen Auswirkungen für die Integrationskursträger werden als gravierend einge-
schätzt.  
 
Zu Frage 3: 
Aufgrund der oben dargestellten Finanzierungsform für Integrationskurse durch das 
BAMF ist zum jetzigen Zeitpunkt keine genaue Auskunft zu Kursausfällen und dem 
Einsatz von Lehrkräften bei einzelnen Trägern möglich. Kursträger aus dem Land Bre-
men berichten jedoch, dass ihre Teilnehmendenzahlen seit Verkündung des Zulas-
sungsstopps um 30 bis 50 Prozent gesunken seien. Viele Träger haben dadurch 
Schwierigkeiten in der Kursplanung und werden somit vor große organisatorische und 
finanzielle Herausforderungen gestellt. Zudem ist unklar, welche Auswirkung die von 
der Bundesregierung angekündigte Korrektur des Zulassungsstopps in Bezug auf 
freiwillige Teilnehmende mit besonderem Integrationsbedarf auf die Träger hat. 
 
 
Anfrage 12: Anzahl und Bearbeitungsdauer bei Wiedereinreise von Menschen  
ohne deutsche Staatsangehörigkeit nach Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Dariush Hassanpour, Nelson Janßen, Sofia Leonida-
kis und Fraktion Die Linke 
vom 3. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. In wie vielen Fällen wurden seit 2023 Anträge auf Vorabzustimmung zur Wiederein-
reise und/oder Bitten um Stellungnahme durch deutsche Auslandsvertretungen zu 
Anträgen zur Wiedereinreise, durch das Migrationsamt oder das Bremerhavener Ord-
nungsamt bearbeitet, zum Beispiel, weil auf der Reise notwendige Dokumente verlo-
ren wurden? 
 
2. Wie lange war pro Jahr jeweils die mediane wie durchschnittliche Bearbeitungs-
dauer und gab es signifikante Unterschiede je nachdem, aus welchen Ländern die 
Anträge kamen? 
 
3. In wie vielen Fällen wurde eine Vorabzustimmung zur Wiedereinreise von Perso-
nen, die ihren gewöhnlichen und rechtmäßigen Aufenthalt in Bremen hatten, versagt? 



- 12 - 

 

Umdruck Fragestunde Landtag 
 

 
Zu Frage 1: 
Der aufenthaltsrechtliche Begriff der „Vorabzustimmung“ ist in § 31 Absatz 3 der Auf-
enthaltsverordnung legaldefiniert. Er bezieht sich auf ein Visumsverfahren, bei dem 
die erstmalige Einreise in die Bundesrepublik zum Daueraufenthalt beabsichtigt ist.  

Die Frage zielt aber auf Fälle ab, in denen die Wiedereinreise aus dem Ausland nach 
Verlust der gültigen Reisedokumente erfolgen soll. In diesen Fällen entscheidet die 
Auslandsvertretung, ob ein neues Reisedokument ausgestellt wird. Es handelt sich 
aber nicht um ein Visumsverfahren. 

Ist für die Auslandsvertretung anhand der vorhandenen Daten des Ausländerzentral-
registers nicht sichergestellt, dass ein Recht auf Wiedereinreise nach Deutschland 
besteht, wird gelegentlich der Kontakt zu der zuständigen Ausländerbehörde gesucht, 
um das bestehende Aufenthaltsrecht zu bestätigen.  

Die Ausländerbehörde wird in diesen Fällen in der Regel zurückmelden, dass keine 
Bedenken gegen die Wiedereinreise bestehen.  

Anfragen dieser Art und die entsprechenden Antworten werden in keiner der drei bre-
mischen Ausländerbehörden statistisch erfasst. 

Zu Frage 2: 
Hierzu werden keine Daten vorgehalten. 

Zu Frage 3: 
Hierzu werden keine Daten vorgehalten. 
 
 

Anfrage 13: Überlastete Notaufnahmen im Land Bremen: Entlastung durch digi-
tale Lotsen-Systeme? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 8. Juni 2026 

 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche webbasierten Anwendungen zur digitalen Selbsteinschätzung von Be-
schwerden oder zu Wartzeiten in den Rettungsstellen existieren für Patientinnen 
und Patienten und können vor Aufsuchen einer Notaufnahme im Land Bremen 
in Anspruch genommen werden? 
 
2. Welche Erkenntnisse liegen dem Senat über den Einsatz digitaler Symptom- 
Lotsen und digitaler Wartezeiten-Melder in der Notfallversorgung in anderen 
Bundesländern oder Krankenhausverbünden vor und wie bewertet er die Instru-
mente? 
 
3. Welche Möglichkeiten sieht der Senat, für das Land Bremen eine digitale Anwen-
dung 
zur Selbsteinschätzung und Information über Wartezeiten in den Rettungsstellen 
zur Verfügung zu stellen, um Patientinnen und Patienten so bereits 
vor dem Gang in die Notaufnahme eine Orientierung zu geben, und welche 
Hürden werden dabei gesehen? 
 
Zu Frage 1:  
Im Land Bremen bzw. deutschlandweit steht der Bevölkerung die digitale Selbstein-
schätzung 116117.app der Kassenärztlichen Bundesvereinigung zur Verfügung. Die di-
gitale Selbsteinschätzung 116117.app kann als App und Webseite 
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https://www.116117.de aufgerufen werden. Nutzer:innen können ihre Beschwerden ein-
geben und erhalten eine Empfehlung, ob sie eine Notaufnahme, den ärztlichen Be-
reitschaftsdienst oder eine reguläre Arztpraxis aufsuchen sollten. Die Anwendung be-
rücksichtigt regionale Versorgungsstrukturen. Es handelt sich dabei um das Erstein-
schätzungsinstrument SmED („Strukturierte medizinische Ersteinschätzung in 
Deutschland“).  
Laut der Bremischen Krankenhausgesellschaft können Patient:innen die Wartezeiten 
in den Zentralen Notaufnahmen im Land Bremen online nicht einsehen. 
 
Zu Frage 2:  
Der Senat hat vereinzelt Kenntnis über Kliniken oder Klinikverbünde außerhalb Bre-
mens, die auf das bundesweit verfügbare Ersteinschätzungsinstrument SmED verwei-
sen. SmED unterliegt strengen wissenschaftlichen Kriterien sowie einer wissenschaft-
lichen Validierung.  
 
Der Senat sieht in SmED ein geeignetes Instrument, um Patient:innen gezielt in den 
jeweils passenden Versorgungsbereich zu steuern. Damit eine solche Steuerungswir-
kung tatsächlich erzielt werden kann, ist die aktive Nutzung und die Akzeptanz durch 
die Patient:innen entscheidend.  
 
Eine webbasierte Anwendung zu Wartezeiten in den Zentralen Notaufnahmen hat bei-
spielsweise der kommunale Krankenhausbetreiber Vivantes in Berlin eingeführt. Ne-
ben der Wartezeit in der jeweiligen Zentralen Notaufnahme, dem Patient:innenauf-
kommen, der Anzahl aktuell behandelter lebensbedrohlicher Notfälle und der Anzahl 
an Rettungsdienstlichen Zuweisungen wird dort auch auf Bereitschaftspraxen, die 
Hotline 116 117 der Kassenärztlichen Vereinigung und den webbasierten Symptom-
Lotsen SmED verwiesen. 
 
Webbasierte Anwendungen zur Anzeige von Wartezeiten in den Zentralen Notaufnah-
men sind aus Sicht des Senats für eine nachhaltige Patient:innenlenkung nicht ziel-
führend. Das primäre Ziel einer wirksamen Lenkung muss es sein, Nicht-Notfälle kon-
sequent aus dem stationären Notfallsystem heraus und in die ambulante Versorgung 
(wie den ärztlichen Bereitschaftsdienst unter 116117) umzulenken. Ein Wartezeiten-
Melder setzt hier Fehlanreize, da er die Notaufnahme auch für leichte Beschwerden 
als scheinbar schnelle Behandlungsalternative darstellt, anstatt Patient:innen in die 
richtige Versorgungsebene zu leiten.   
 
Zudem beruht die Notfallversorgung auf medizinischer Dringlichkeit (Triage) und 
nicht auf der Reihenfolge des Eintreffens. Die Anzeige rein retrospektiver Durch-
schnittswerte weckt daher falsche Erwartungen bei Nicht-Notfällen. Wenn sich die 
Wartezeit vor Ort durch das unvorhersehbare Eintreffen schwerer Notfälle akut verlän-
gert, erhöht dies das Frustrations- und Konfliktpotenzial in den Rettungsstellen. Auf-
grund der kurzen Wege im Bremer Stadtgebiet besteht bei solchen Systemen zudem 
das Risiko sprunghafter, unsteuerbarer Lastspitzen an einzelnen Klinikstandorten, 
was eine verlässliche Ressourcen- und Dienstplanung der Krankenhäuser erheblich 
erschwert. 
 
Um den eigentlichen Kern des Problems der Überlastung nachhaltig zu lösen, ist an-
stelle von digitalen Wartezeit-Meldern eine konsequente Umsetzung der Notfallver-
sorgungsreform sowie eine strukturelle Stärkung der ambulanten Versorgung erfor-
derlich. 
 
Zu Frage 3:  
Der Bevölkerung im Land Bremen bzw. deutschlandweit steht mit dem digitalen 
Symptom-Lotsen der 116117.app bereits eine digitale Anwendung zur Selbsteinschät-
zung zur Verfügung. Die Veröffentlichung von Information über Wartezeiten in einer 
Zentralen Notaufnahme obliegt dem jeweiligen Klinikträger. 
  

https://www.116117.de/
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Anfrage 14: Durchsetzung des Lkw-Überholverbots auf der A1-Weserbrücke 
Anfrage der Marco Lübke, Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 9. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Erkenntnisse hat der Senat über die regelmäßige Missachtung des Lkw-
Überholverbots im Baustellenbereich der A1-Weserbrücke und die daraus entstehen-
den Verkehrsbehinderungen sowie Gefährdungslagen? 
 
2. Welche konkreten Kontrollmaßnahmen hat der Senat seit Einrichtung des Überhol-
verbots veranlasst, um dessen Einhaltung sicherzustellen und wie Kontrollen finden 
seither jährlich statt? 
 
3. Beabsichtigt der Senat, insbesondere mit Blick auf die bevorstehende Verlagerung 
der Baustelle auf die andere Fahrbahnseite, zusätzliche Maßnahmen wie mobile Kon-
trollen, Schwerpunktaktionen oder technische Überwachung einzusetzen, um Ver-
kehrsfluss und Sicherheit auf dieser wichtigen Verkehrsachse zu gewährleisten? 
 
Zu Frage 1: 
Aufgrund der Baustellensituation kommt es in beiden Fahrtrichtungen in hohem 
Maße zu erheblicher Staubildung. Nach Hinweisen von Verkehrsteilnehmenden und 
Feststellungen der Polizei Bremen wird das LKW-Überholverbot wiederkehrend miss-
achtet.  
Die Gefährdungen durch überholende LKW und den dadurch entstandenen Verkehrs-
unfällen aufgrund der Missachtung des Überholverbotes sind im Verhältnis zur Menge 
des enorm hohen Verkehrsaufkommens als gering zu bewerten. 
Im Jahr 2025 wurden im Bremer Zuständigkeitsbereich 46 Verkehrsunfälle mit ins-
gesamt einem Verletzten erfasst. Im Jahr 2026 waren es bis zum Zeitpunkt dieser 
Berichterstattung 22 Verkehrsunfälle mit einem Verletzten. 
 
Zu Frage 2: 
Die Polizei Bremen überwacht das LKW-Überholverbot regelmäßig im Rahmen von 
Schwerpunktmaßnahmen und im Rahmen der Streifentätigkeit. Festgestellte Ver-
stöße werden konsequent zur Anzeige gebracht. 
Polizeiliche Maßnahmen sind in diesem Bereich jedoch nicht immer öffentlich wahr-
nehmbar. Zu kontrollierende Kraftfahrzeuge werden von der Polizei auf Parkplätze ab-
seits der Autobahn gelotst, um eine verkehrssichere Kontrolle durchzuführen.  
Die konkrete Anzahl von Maßnahmen kann nicht benannt werden, da sie statistisch 
nicht erfasst werden. Es kann aber mitgeteilt werden, dass bezüglich der Missachtung 
des LKW-Überholverbots im Zulauf zur Weserbrücke und auf der Weserbrücke im 
Jahr 2025 insgesamt 1.775 Verstöße, und bis zum April 2026, bereits 372 Verstöße 
zur Anzeige gebracht wurden.  
 
Zu Frage 3: 
Die Polizei wird auch nach der Verlagerung der Baustelle weiterhin Kontrollen durch-
führen. Dazu hat sie derzeit kein technisches Überwachungsgerät im Bestand, wel-
ches dazu geeignet ist, Überholverstöße zu überwachen.  
Um Verkehrsteilnehmende über die Maßnahmen zu informieren und die Wahrneh-
mung zu schärfen, werden Veröffentlichungen und Pressemeldungen durch die Pres-
sestelle der Polizei Bremen über Social-Media-Kanäle, Whats-App, Facebook, X sowie 
Instagram veranlasst. 
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Anfrage 15: Dauerndes Ruherecht für im Dienst verstorbene Soldaten, Polizis-
ten und Feuerwehrleute 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 9. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele in Bremen bestattete Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr, die im 
Auslandseinsatz gefallen sind, sowie Polizistinnen und Polizisten und Feuerwehrleute, 
die in Ausübung ihres Dienstes ums Leben gekommen sind, sind dem Senat be-
kannt? 
 
2. Welche Regelungen gelten in Bremen derzeit für die Grabstätten dieser Personen-
gruppen, insbesondere im Hinblick auf Ruhefristen, Nutzungsrechte, mögliche Verlän-
gerungen, Kostenübernahmen und eine Anerkennung als Ehrengrab? 
 
3. Kann sich der Senat vorstellen, für in Ausübung ihres Dienstes verstorbene Solda-
tinnen und Soldaten der Bundeswehr, Polizistinnen und Polizisten sowie Feuerwehr-
leute ein dauerndes Ruherecht beziehungsweise eine vergleichbare dauerhafte Eh-
rengrabregelung in Bremen zu schaffen, und falls nein, aus welchen Gründen? 
 
Zu Frage 1: 
Hierzu liegen den Friedhofsträgern keine belastbaren Erkenntnisse vor, da sie in den 
seltensten Fällen die berufliche Vorgeschichte der Verstorbenen kennen. Eine aktive 
Abfrage erfolgt nicht. 
 
Zu Frage 2:  
Für Erwerb und Nutzung der Grabstätten dieser Personengruppe gibt es aktuell keine 
Sonderregelungen.  
 
Zu Frage 3: 
Der Senat sieht zum jetzigen Zeitpunkt keine Veranlassung, von den bestehenden Re-
gelungen abzuweichen. 
Zur Ehrung von im Einsatz gefallenen Soldaten der Bundeswehr hat die Bundeswehr 
die zentrale Gedenkstätte in Potsdam geschaffen (Wald der Erinnerung in der Hen-
ning-von-Tresckow-Kaserne). Zudem gibt es das zentrale Ehrenmal der Bundeswehr 
am Bendlerblock in Berlin. Beide Orte sind öffentlich zugänglich. Darüber hinaus be-
stehen Ehrenmale der Teilstreitkräfte der Bundeswehr. 
Der Senat unterstützt das Anliegen des Bundes Deutscher Kriminalbeamter zur Ein-
richtung einer zentralen Gedenkstätte für im Dienst verstorbene Polizeibeamt:innen 
durch das Bundesministerium des Innern. 
Drei Kollegen der Polizei Bremen, die im Zeitraum seit 1947 im Dienst verstorben 
sind, wurden im Jahre 1988 auf einem Gedenkstein, der sich auf dem Gelände des 
Polizeipräsidiums befindet, verewigt. Seitdem war kein Todesfall mehr zu beklagen. 
Die Feuerwehr Bremen gedenkt ihrer Angehörigen, die bei einem Einsatz im Jahr 
1959 zu Tode kamen, durch eine entsprechende Tafel in der Feuer- und Rettungswa-
che 1. 
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Anfrage 16: Müssen Menschen mit Behinderungen und Schwerkranke in Bremen 
für ihr Recht klagen? 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 9. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Warum wurde die Beantragung des Merkzeichens aG während des laufenden Klage-
verfahrens noch einmal überprüft und trotz mehrfacher Absagen plötzlich positiv be-
schieden, wenn doch angeblich bereits alles ausreichend geprüft wurde, und welche 
Auswirkungen hat dieser Fall auf die zukünftige Antragsbearbeitung im Amt für Ver-
sorgung und Inklusion Bremen (AVIB)? 
 
2. Nach welchen Vorgaben werden Ermessensspielräume vom AVIB in der Einzelfall-
bearbeitung genutzt, und ist die Sozialsenatorin mit den Ergebnissen in der Praxis 
zufrieden?  
 
3. Werden die in der Rahmenrichtlinie zur Verwendung der Ausgleichsabgabe einge-
forderten Aktenvermerke zur Anwendung und Vergleichbarkeit von genutzten Ermes-
sensspielräumen regelhaft und nachvollziehbar vorgenommen? 
 
Zu Frage 1: 
Bei einem Verfahren zur Feststellung einer Behinderung ist es nicht unüblich, dass im 
Laufe des Verfahrens neue medizinische Erkenntnisse vorliegen oder andere Um-
stände bekannt werden, die eine andere Bewertung zulassen oder auch erfordern, z.B. 
durch Fortschreiten einer Erkrankung. Eine Anerkennung des beantragten Grades der 
Behinderung oder/und Merkzeichens ist dann auch nach vorheriger Ablehnung 
selbstverständlich. 
Da das AVIB ohnehin jeden Antrag bzw. jede Entscheidung von Amts wegen bei Be-
kanntwerden neuer Erkenntnisse überprüft und ggf. abweichende Entscheidungen 
trifft, hat es keine Auswirkungen auf die Antragsbearbeitung des AVIB.  
 
Zu Frage 2: 
Die Ermessenspielräume gibt die Versorgungsmedizin-Verordnung bei verschiedenen 
Erkrankungen, wie z.B. der Multiplen Sklerose, in Form von medizinischen Beurtei-
lungsspielräumen vor. 
Bei der Ausübung von Ermessen kann es keine richtige oder falsche Auslegung ge-
ben. Es besteht jedoch die Verpflichtung zur ordnungsgemäßen Ausübung des Er-
messens und zur Vermeidung von Ermessensfehlern, wie z.B. Ermessensüberschrei-
tung, Ermessensunterschreitung oder Ermessensfehlgebrauch. Innerhalb dieses Rah-
mens ist die Entscheidung unter Berücksichtigung aller Aspekte des Einzelfalls zu 
treffen. Im verwaltungsrechtlichen Kontext ist die „Zufriedenheit“ einer Behörde oder 
einer einzelnen Amtsträgerin oder eines Amtsträgers mit der Anwendung von Ermes-
sensspielräumen grundsätzlich nicht maßgeblich. Entscheidend ist allein, dass die 
Behörde ihr Ermessen fehlerfrei ausübt. 
 
Zu Frage 3: 
Die geforderten Aktenvermerke werden gemäß den Vorgaben der Rahmenrichtlinie 
zur Verwendung der Ausgleichsabgabe regelhaft und nachvollziehbar erstellt. In den 
jeweiligen Akten werden die Entscheidungsgrundlagen, die Ausübung des Ermessens 
sowie die Abwägung der relevanten Gesichtspunkte dokumentiert. 
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Anfrage 17: Wie oft klingelt das Jobcenter heute? – Hausbesuche in Bremen 
und Bremerhaven 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Thorsten Raschen, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 10. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie haben sich Anzahl (Vollzeitäquivalente [VZÄ]) und Qualifikation im „Fachteam 
Außendienst“ des Jobcenters Bremen und des „Team Außendienst“ Bremerhaven 
und die Anzahl der versuchten Hausbesuche pro Fall in Bremen und Bremerhaven 
seit dem Jahr 2023 entwickelt? 
 
2. Inwiefern werden die Ergebnisse von Hausbesuchen durch die beiden Jobcenter 
Bremen und Bremerhaven seit 2024 dokumentiert, und welche Erkenntnisse gibt es 
zum Beispiel über die Wirkung von Hausbesuchen auf eine mögliche Integration in 
Arbeit? 
 
3. Wie haben sich die Einsparungen, die durch Hausbesuche beider Jobcenter (bitte 
getrennt angeben) erzielt wurden seit 2022 entwickelt, und inwiefern ist eine Auswei-
tung der Hausbesuche geplant? 
 
Zu Frage 1: 
Das Fachteam Außendienst ist im Jobcenter Bremen durchgängig mit 4,89 Vollzeit-
äquivalenten besetzt. Lediglich im Mai 2025 lag die Zahl der Vollzeitäquivalente bei 
3,89 aufgrund der Elternzeit einer Mitarbeiterin. Die Nachbesetzung erfolgte zum 1. 
Juni 2025. 
 
Den Beschäftigten des Außendienstes stehen alle regulären Fortbildungen zur Verfü-
gung. Sie haben zum Beispiel an Schulungen zu „Gender und Diversity“, „Deeskala-
tion“ und zum Datenschutz teilgenommen. Die Beschäftigten gehören der Ebene der 
Fachassistenz an und verfügen über langjährige Erfahrung im Leistungsrecht.  
 
Die Anzahl der durchschnittlichen Versuche pro Hausbesuchsauftrag lag in den Jah-
ren 2023 und 2024 konstant bei 1,3 und ist im Jahr 2025 nur geringfügig auf 1,4 ge-
stiegen.  
 
Im Jobcenter Bremerhaven ist der Außendienst seit 2023 gleichbleibend mit drei 
Vollzeitäquivalenten besetzt. Nach der Grundqualifikation werden die Kenntnisse kon-
tinuierlich auf dem Laufenden gehalten, es erfolgt insbesondere ein jährlicher Netz-
werkaustausch.  
 
Die Anzahl der durchschnittlich notwendigen Versuche pro Hausbesuchsauftrag hat 
sich im Zeitverlauf reduziert und lag im Jahr 2023 bei 1,5, im Jahr 2024 bei 1,4 und 
im Jahr 2025 bei 1,3. 
 
Zu Frage 2: 
Die Ergebnisse der Hausbesuche und der Inaugenscheinnahme werden im Jobcenter 
Bremen durch die Beschäftigten des Fachteams Außendienst in einem Protokoll do-
kumentiert. Darüber hinaus wird dokumentiert, wer an dem Hausbesuch teilgenom-
men hat. 
 
Im Jobcenter Bremerhaven werden Ergebnisse der jeweiligen Hausbesuche bezie-
hungsweise Hausbesuchsversuche vom Außendienst an das Leistungsgewäh-
rungsteam zurückgemeldet, das den Hausbesuch beauftragt hat und im entsprechen-
den Leistungsvorgang dokumentiert. 
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Was die Wirkung auf mögliche Integration in Arbeit angeht, lassen sich aus Hausbe-
suchen weder für das Jobcenter Bremen noch für das Jobcenter Bremerhaven direkte 
statistisch belegbare Rückschlüsse ziehen.  
 
Zu Frage 3: 
Im Jobcenter Bremen wurden im Jahr 2022 Einsparungen in Höhe von 702.783,65 
Euro erzielt, im Jahr 2023 in Höhe von 875.978,30 Euro, im Jahr 2024 in Höhe von 
958.780,07 Euro und im Jahr 2025 in Höhe von 872.022,57 Euro. Eine Ausweitung 
der Hausbesuche ist aktuell nicht geplant.  
 
Im Jobcenter Bremerhaven wird keine Erhebung zu etwaigen Einsparungen durch 
den Außendienst vorgenommen. Der Außendienst unterstützt insbesondere die Leis-
tungsabteilung bei der Aufklärung von Sachverhalten und führt Hausbesuche anlass-
bezogen durch. Eine generelle Ausweitung ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht geplant. 
 
 
Anfrage 18: Sollten Pflichtverletzungen im Bürgergeld stärker sanktioniert wer-
den? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP  
vom 15. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Inwiefern teilt der Senat die Auffassung, dass die Inanspruchnahme von Bürgergeld 
mit einer verbindlichen Mitwirkungspflicht verbunden sein sollte, und hält er die der-
zeitigen Sanktionsmöglichkeiten und Ressourcen im Jobcenter für ausreichend, um 
Mitwirkungspflichten wirksam durchzusetzen? 
 
2. Welche Erkenntnisse liegen dem Senat für das Land Bremen über die Wirksamkeit 
von Sanktionen bei Pflichtverletzungen, beispielsweise im Hinblick auf die Aufnahme 
einer Beschäftigung, die Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen und die Einhal-
tung von Mitwirkungspflichten, vor? 
 
3. Wie bewertet der Senat die Forderung, Sanktionen bei Pflichtverletzungen nach 
§ 31a Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) zu verschärfen, und welche Auswirkun-
gen erwartet er bei strengeren Sanktionen? 
 
Zu Frage 1: 
Die neuen Mitwirkungspflichten und Regelungen zu Leistungsminderungen treten mit 
dem 13. SGB II-Änderungsgesetz zum 1. Juli 2026 in Kraft. Sanktionen müssen dabei 
stets verhältnismäßig sein und das Existenzminimum wahren, wie es das Bundesver-
fassungsgericht 2019 entschieden hat. 
 
Die Einführung neuer Mitwirkungspflichten und Regelungen zu Leistungsminderun-
gen mit dem 13. SGB II-Änderungsgesetz, das zum 1. Juli 2026 in Kraft tritt, wird vom 
Senat grundsätzlich begrüßt. Eine belastbare Bewertung der Wirksamkeit dieser Maß-
nahmen wird jedoch erst nach einer entsprechenden Anwendungsphase möglich sein. 
Vor diesem Hintergrund hält der Senat weitergehende Sanktionsmaßnahmen zum jet-
zigen Zeitpunkt daher nicht für zielführend.  
 
Zu Frage 2: 
Zur Wirkung von Leistungsminderungen im SGB II liegen differenzierte Forschungs-
ergebnisse vor. Sie belegen, dass Sanktionen grundsätzlich eine schnellere Beschäfti-
gungsaufnahme und die Einhaltung von Pflichten fördern können. Zugleich zeigen 
Studien, dass die Beschäftigungsaufnahme häufig in niedrig entlohnte Arbeitsverhält-
nisse erfolgt. Die Forschung zeigt zudem, dass Sanktionen auch eine präventive 
Funktion zukommt. Belastbare Auswertungen zur Wirksamkeit der Maßnahmen im 
Land Bremen liegen dem Senat nicht vor. 
 



- 19 - 

 

Umdruck Fragestunde Landtag 
 

Zu Frage 3: 
Die Einführung der neuen Grundsicherung zum 1. Juli 2026 sieht verschärfte Leis-
tungsminderungen bei Pflichtverletzungen nach § 31a SGB II vor. Zudem werden 
Meldeversäumnisse nach § 32 SGB II stärker geahndet. Neu eingeführt wird eine so 
genannte „Nichterreichbarkeitsfiktion“. Das heißt, Menschen, die hartnäckig den Ein-
ladungen des Jobcenters nicht nachkommen, werden – zunächst vorübergehend – 
aus dem Leistungsbezug abgemeldet. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass alle 
SGB II-beziehenden Menschen für die Vermittlung und für Förderangebote zur Verfü-
gung stehen.  
 
Der Senat geht von einer höheren Verbindlichkeit von Terminen mit dem Jobcenter 
und der Angebote durch das Jobcenter aus.  
Gleichzeitig bleiben Sanktionen immer nur Ultima Ratio. Gute Beratung und gute Un-
terstützungsangebote sind für den Senat ausschlaggebend für eine erfolgreiche In-
tegrationsarbeit bzw. die Erhaltung oder Wiederherstellung der Beschäftigungsfähig-
keit. 
 
 
Anfrage 19: Fordern statt fördern: Wie gelingt der Systemwechsel im Jobcen-
ter? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 15. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Inwiefern sieht der Senat angesichts der aktuellen Jobcenter-Debatte die Notwen-
digkeit, die bestehenden Förderkriterien sowie die Kontroll- und Prüfmechanismen 
zur Verhinderung von Leistungsmissbrauch im Bürgergeld zu überprüfen und weiter-
zuentwickeln? 
 
2. Mit welchen Maßnahmen könnte die Vermittlungsarbeit der Jobcenter nach An-
sicht des Senats stärker auf die nachhaltige Integration in Beschäftigung ausgerich-
tet und Fehlanreize im Bürgergeldsystem abgebaut werden? 
 
3. Wie bewertet der Senat die Auswirkungen der aktuellen Debatte über das Bürger-
geld und die Arbeit der Jobcenter auf die Beschäftigten, und welche Rückmeldungen 
haben Geschäftsführung und Personalvertretungen dazu erhalten? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat setzt sich für eine konsequente und rechtssichere Leistungsgewährung so-
wie für die kontinuierliche Weiterentwicklung und Verstetigung bewährter Präven-
tions- und Kontrollmechanismen ein, um Missbrauch wirksam vorzubeugen und das 
Vertrauen in das soziale Sicherungssystem zu stärken.  
 
Die Weisungszuständigkeit für die Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen, wie etwa 
der Hilfebedürftigkeit, liegt gesetzlich bei der Bundesagentur für Arbeit. Zur Aufde-
ckung von Leistungsmissbrauch nutzen die Jobcenter neben den Weisungen und Ar-
beitshilfen der Agentur für Arbeit unter anderem automatisierte Datenabgleiche nach 
§ 52 SGB II. Im Jobcenter Bremen kommt darüber hinaus das Dokumentsystem Vi-
socore zur Betrugsprävention zum Einsatz und es tagt regelmäßig die Arbeitsgruppe 
Prävention Leistungsmissbrauch. In Bremen wurde überdies die ressortübergreifende 
Taskforce Problemimmobilien eingerichtet. 
 
Mit dem 13. SGB-II-Änderungsgesetz, das zum 1. Juli 2026 in Kraft tritt, werden die 
Instrumente zur Missbrauchsbekämpfung, mit der verpflichtenden Meldung an den 
Zoll und der Arbeitgeberhaftung, erweitert. Durch die sogenannte Nichterreichbar-
keitsfiktion nach § 7b SGB II wird zudem erleichtert, Leistungen bei Personen einzu-
stellen, die dauerhaft durch das Jobcenter nicht erreichbar sind. Der Senat begrüßt 
diese Maßnahmen. Er unterstützt zudem die laufenden Bestrebungen auf Bundes- 
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und Länderebene zur Reformierung der Sozialleistungssysteme sowie den Ausbau 
der behördenübergreifenden Zusammenarbeit. Ziel ist es, die Integrität der sozialen 
Sicherungssysteme zu stärken und das Vertrauen der Bevölkerung in den Sozialstaat 
zu sichern. Diese Haltung wurde zuletzt durch einen Beschluss der Innenministerkon-
ferenz vom 17. bis 19. Juni 2026 zur konsequenten Bekämpfung von Sozialleistungs-
betrug und missbräuchlicher Inanspruchnahme staatlicher Leistungen bekräftigt. 
Auch die Bundesagentur für Arbeit plant derzeit weitere Maßnahmen zur Verhinde-
rung von Sozialleistungsmissbrauch. 
 
Zu Frage 2: 
Mit dem 13. SGB II-Änderungsgesetz wird das Bürgergeldsystem zu einer neuen 
Grundsicherung umgestaltet. Die nachhaltige Integration in Beschäftigung ist ein 
Kernbestandteil des Gesetzes. Immer, wenn davon auszugehen ist, dass Menschen 
im SGB II-Leistungsbezug nicht nachhaltig in Arbeit vermittelt werden können, sollen 
sie mit Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen gefördert werden. Diese Re-
gelung bezieht sich insbesondere auf Menschen, die unter 30 Jahre alt sind. 
 
Das Gesetz enthält des Weiteren Regelungen zu verschärften Leistungsminderungen, 
sodass mehr Anreize für die Arbeitsaufnahme geschaffen werden. Wie wirksam die 
mit der neuen Grundsicherung implementierten Maßnahmen sind, kann erst mit ei-
nem gewissen zeitlichen Abstand nach Inkrafttreten des Gesetzes eruiert werden. Der 
Senat hält weitergehende Maßnahmen zum jetzigen Zeitpunkt daher nicht für zielfüh-
rend. 
 
Zu Frage 3: 
Die Mitarbeitenden im Jobcenter Bremen leisten tagtäglich engagierte Arbeit unter 
herausfordernden Bedingungen. Eine effektive Verhinderung von Sozialleistungsmiss-
brauch ist nur möglich, wenn sie ihre Aufgaben fachkundig und gewissenhaft wahr-
nehmen können. Die aktuellen öffentlichen Diskussionen und die teils einseitige me-
diale Berichterstattung über mutmaßliche Missstände und Mängel im Jobcenter be-
lasten die Mitarbeitenden und erschweren die tägliche Arbeit. Eine differenzierte Be-
trachtung der Situation, ohne pauschale Verurteilungen, ist daher notwendig. 
 
 
Anfrage 20: Welchen Stand hat die Digitalisierung der Personalverwaltung im 
Land Bremen? 
Anfrage des Abgeordneten Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 17. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welchen Stand hat die Digitalisierung der Personalverwaltung im Land Bremen hin-
sichtlich der elektronischen Erfassung und Auswertung versorgungsrelevanter Daten?  
 
2. Welche Maßnahmen verfolgt der Senat, um Beamtinnen und Beamten zu ermögli-
chen, ihre bisherigen ruhegehaltfähigen Dienstzeiten, sowie Auskünfte über die spä-
teren Pensionsansprüche online einzusehen, und mit welcher Begründung werden 
diese Maßnahmen ergriffen? 
 
3. Wie bewertet der Senat den Nutzen digitaler Versorgungsauskünfte für die Trans-
parenz der Beamtenversorgung, vor allem im Hinblick auf teilzeitarbeitende Beamtin-
nen und Beamten? 
 
Zu Frage 1: 
Zentraler Bestandteil der Digitalisierung der Personalarbeit in der Freien Hansestadt 
Bremen ist die Einführung der elektronischen Personalakte. Teil dieser Akte werden 
Dokumente sein, die versorgungsrelevante Informationen enthalten. Das Verfahren 
der elektronischen Personalakte steht vor der abschließenden Mitbestimmung und ist 



- 21 - 

 

Umdruck Fragestunde Landtag 
 

bereits im Pilotbetrieb für Zahlakten und in einigen Personalstellen sowie in den 
Dienststellen im Integrierten Personalservice von Performa Nord im Einsatz.  
Beim Wechsel von der Papierakte zur digitalen Akte werden zunächst bestehende 
Personalakten in der Scanstraße von Performa Nord eingescannt. Mittlerweile wurden 
bereits Bestandsakten mit rund 6 Millionen Seiten eingescannt. 
 
Die Fragen 2 und 3 werden zusammen beantwortet: 
Aufgrund des sog. Versorgungsfallprinzips können vor Beginn des Ruhestandes ein-
geholte digitale Selbstauskünfte, z. B. durch sog. Versorgungsrechner mit Selbstein-
gabe, keine Transparenz über die zu erwartende Höhe der Beamtenversorgung schaf-
fen. Das Versorgungsfallprinzip bedeutet, dass sich der Beamtenversorgungsan-
spruch aus den zuletzt, mindestens zwei Jahre vor dem Ruhestandsbeginn bezoge-
nen Dienstbezügen, der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit und anhand der 
Rechtslage im Zeitpunkt des Eintritts oder der Versetzung in den Ruhestand berech-
net. Ob Dienstzeiten tatsächlich als ruhegehaltfähig bewertet werden können, muss 
zudem die Beamtenversorgungsfestsetzungsstelle im Einzelfall im Rahmen der Ver-
sorgungsfestsetzung u. a. durch Ermessensausübung prüfen. 
 
Beamtinnen und Beamte können sich vielmehr über Merkblätter und Beispielberech-
nungen auf der Homepage der Beamtenversorgungsfestsetzungsstelle des Eigenbe-
triebes Performa Nord allgemein über beamtenversorgungsrechtliche Ansprüche in-
formieren. Zudem erteilt Performa Nord ab dem 58. Lebensjahr auf Antrag der be-
troffenen Person unverbindliche Versorgungsauskünfte; für schwerbehinderte Beam-
tinnen und Beamte gilt dies ab dem 56. Lebensjahr. Schließlich bietet Performa Nord 
im Aus- und Fortbildungszentrum Bremen regelmäßig Informationsveranstaltungen 
zu Pensionsansprüchen an. 
 
 
 
Die Anfragen 21 und 22 wurden zurückgezogen.  
 
 
 
Anfrage 23: Once-Only: Wann bricht der Senat Bovenschulte seine Datensilos 
auf? 
Anfrage der Abgeordneten Simon Zeimke, Theresa Gröninger, Dr. Wiebke Win-
ter und Fraktion der CDU 
vom 17. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie ist der Sachstand bei der Erarbeitung eines Datenkonzepts zur Umsetzung des 
Once-Only-Prinzips für die Bremer Verwaltung, wann soll dieses vorliegen, und was 
soll dieses im Wesentlichen beinhalten? 
 
2. Durch welche konkreten Regelungen und Maßnahmen will der Senat die behörden-
übergreifende Nutzung von Daten ermöglichen und den Zustand bislang abgeschlos-
sener Datensilos einzelner Behörden, Dienststellen, Register und Fachverfahren über-
winden? 
 
3. Durch welche konkreten Regelungen und Maßnahmen und in welchen Einsatzfel-
dern will der Senat den Einsatz welcher integrierten KI-Fachanwendungen ermögli-
chen? 
 
Zu Frage 1: 
Die Staatsrät:innenlenkungsgruppe Verwaltungsmodernisierung und Digitalisierung 
hat in ihrer Sitzung im Juli 2025 beschlossen, eine zukunftsfähige Datennutzung in 
der FHB zu ermöglichen, um spürbare Entlastungen für Bürger:innnen, Unternehmen 
sowie öffentliche Stellen zu realisieren.  
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Hierzu wurde das Projekt „Datenplattform und Data Governance für die Freie Hanse-
stadt Bremen (FHB)“ durch den Senator für Finanzen initiiert und befindet sich aktuell 
am Ende der Planungsphase, voraussichtliches Laufzeitende ist für das erste Quartal 
2027 geplant.  
 
Ziel des Projektes ist die Entwicklung eines ressortübergreifenden Grobkonzeptes zur 
Datennutzung („Data Governance“) sowie einer Roadmap zum Aufbau einer umfas-
senden, interoperablen Datenplattform. Der Senator für Finanzen erarbeitet derzeit in 
enger Abstimmung mit den Fachkolleg:innen (insb. GeoInformation Bremen, Statisti-
sches Landesamt und IQGB) aus den Dienststellen der FHB und in enger Verzahnung 
mit dem Projekt „KI-Strategie“ einen Vorschlag, wie der sukzessive, ressourcenscho-
nende Aufbau einer „Datenplattform“, die auf bestehenden Systemen aufsetzt, mög-
lich ist.  
 
Zu Frage 2: 
Die durch das in der Antwort zu Frage 1 genannte Projekt in den Blick genommenen 
Ziele sollen die behördenübergreifende Nutzung von Daten ermöglichen. Insbeson-
dere liegt der Fokus auf ressourcenschonenden, skalierbaren und nachhaltigen Lö-
sungen, die den dezentralen Ansatz der Datenhaltung berücksichtigen und gleichzei-
tig eine effiziente, datenschutzkonforme Datenvernetzung ermöglichen. Derzeit wer-
den auch im Dataport-Trägerverbund unter Berücksichtigung der Aufgaben aus der 
föderalen Modernisierungsagenda gemeinsame Maßnahmen erarbeitet. Diese zielen 
auf die Harmonisierung und Öffnung bisher abgeschlossener Datensilos durch einen 
rechtssicheren, datenschutzkonformen und automatisierten Datenaustausch über 
standardisierte Schnittstellen ab. Hierfür soll eine logisch-technische Infrastruktur in 
Form einer Datenplattform aufgebaut werden, die verschiedene Datenquellen wie 
Statistiken, Geodaten und offene Verwaltungsdaten vernetzt. Die Nutzung von Basis-
registern als zentrale Datenquellen wird gefördert, ebenso wie die Erstellung eines 
Datenkatalogs für offene Daten im Rahmen des Transparenzportals Bremen, der an 
die Datenplattform angebunden wird, um Transparenz und Zugänglichkeit zu erhö-
hen. Zur Umsetzung ist die Entwicklung einer Roadmap mit priorisierten Maßnahmen 
geplant, begleitet von der Etablierung einer ressortübergreifenden Arbeitsgruppe 
„Datennutzung“ und einer koordinierenden Stelle zur Steuerung des Datenökosys-
tems. Ergänzend wird ein ressortübergreifendes Grobkonzept zur Data Governance 
erarbeitet, das Verantwortlichkeiten, Rollen und Prozesse definiert und auf dessen 
Grundlage Schulungs- und Sensibilisierungsmaßnahmen für Verwaltungsbeschäftigte 
zur Nutzung der Datenplattform durchgeführt werden können. 
 
Zu Frage 3: 
Mit der KI-Strategie verfolgt der Senat das Ziel, durch gezielte Maßnahmen den Ein-
satz von integrierten KI-Fachanwendungen in der Bremer Verwaltung verantwortungs-
voll auszubauen. Dabei steht im Vordergrund, die Effizienz der Verwaltungsprozesse 
zu steigern und zugleich die Zufriedenheit von Bürger:innen und Unternehmen spür-
bar und nachhaltig zu erhöhen. Der Senat legt dabei besonderen Wert darauf, mög-
lichst allgemeine und skalierbare Lösungen einzuführen, anstatt auf eine Vielzahl von 
Einzellösungen zu setzen. Ziel ist es, standardisierte KI-Anwendungen bereitzustel-
len, die flexibel in unterschiedlichen Einsatzfeldern genutzt werden können. 
 
Ein Beispiel dafür ist derzeit die Pilotierung einer KI-Anwendung bei der Senatorin 
für Inneres und Sport (SIS). Diese Anwendung unterstützt die Mitarbeitenden bei der 
Erfassung, der Vorprüfung sowie der Prüfung der Vollständigkeit von Anträgen. 
Dadurch können Anträge schneller, strukturierter und vollständiger bearbeitet werden, 
was die Mitarbeitenden von zeitaufwändigen Routinetätigkeiten entlastet. Die aus 
diesem Pilotprojekt gewonnenen Erfahrungen werden genutzt, um die Lösung per-
spektivisch auf weitere Anwendungsfälle und Fachbereiche zu übertragen. 
 


